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10026 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 26. September 2018 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das GmbH-Gesetz und die Notariatsordnung geändert werden 
(Elektronische Notariatsform-Gründungsgesetz – ENG) 

Mit dem gegenständlichen Beschluss des Nationalrates werden nachstehende Ziele verfolgt: 
- Erleichterung und Attraktivierung der Gründung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 

dem Notar durch Nutzung sicherer technischer Kommunikationsmöglichkeiten 
- Eindeutige gesetzliche Determinierung von Umfang und Reichweite der notariellen Pflichten bei der 

Unterschriftsbeglaubigung 
Der vorliegende Beschluss umfasst daher hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
- Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines elektronischen Notariatsakts 

unter Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit 
- Durch verschiedene gesetzliche Präzisierungen werden Umfang und Reichweite der notariellen 

Pflichten bei der Unterschriftsbeglaubigung eindeutig klargestellt 
 
Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
9. Oktober 2018 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Sandra Kern. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Mag. Elisabeth Grossmann und Dr. Peter 
Raggl. 
Zum Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Sandra Kern gewählt. 

Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 9. Oktober 2018 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2018 10 09 

 Sandra Kern Martin Weber 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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